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Koalition lehnt Euro-Bonds strikt ab
Die christlich-liberale Koalition ist weiter davon überzeugt, dass 
sich Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum in Europa nur mit Haus-
haltskonsolidierungen und Strukturreformen erreichen lassen - und 
nicht mit einer Vergemeinschaftung von Schulden in der Eurozone. 
Deshalb lehnen die Koalitionsfraktionen die von der Opposition erneut 
geforderten sogenannten „Euro-Bonds“ vehement ab.   

Auf dem Weg zu einer echten 
Stabilitätsunion in Europa haben 
25 der insgesamt 27 EU-Staaten 
am 2. März den Fiskalpakt unter-
zeichnet und sich so zur Einführung 
nationaler Schuldenbremsen nach 
deutschem Vorbild verpflichtet. 
Der Fiskalpakt soll zusammen mit 
dem permanenten Europäischen 
Rettungsschirm (ESM) noch vor 
der Sommerpause im Bundestag 
verabschiedet werden. Angesichts 
neuer Forderungen der Oppo-
sition nach der Einführung sog. 
„Euro-Bonds“ haben die Koaliti-
onsfraktionen in dieser Woche die 
Vergemeinschaftung von Schulden 
zulasten der deutschen Steuerzah-
ler erneut klar abgelehnt. 

 Mit Euro-Bonds könnten die Eu-
ro-Staaten gemeinsame Anleihen 
am Kapitalmarkt aufnehmen und 
würden dafür auch 
gesamtschuldnerisch 
haften. Alle Staaten 
der Währungsunion 
könnten so Kredite 
zum selben Zinssatz erhalten - 
unabhängig davon, ob sie ihre 
Haushalte konsolidieren oder ihre 
Verschuldungspolitik weiter betrei-
ben. Die gemeinsamen Anleihen 
setzen damit keinerlei Anreize für 
die verschuldeten Euro-Staaten zu 
Sparmaßnahmen - ganz im Ge-
genteil: Auch verschuldete Länder 
bekämen wieder leichter Zugang 
zum Finanzmarkt und könnten sich 
dadurch günstig neu verschulden. 
Gleichzeitig würden die Euro-Bonds 
zu höheren Zinsen in Deutschland 
führen und die Steuerzahler bela-
sten - obwohl Deutschland selbst 
an den Finanzmärkten hohe Bonität 
genießt. Die christlich-liberale Koa-

lition lehnt die Vergemeinschaftung 
der Schulden in der Eurozone des-
halb weiter ab und setzt sich für 
Strukturreformen und konsequente 
Einsparungsmaßnahmen in den 
betroffenen Euro-Staaten ein. Denn 
wichtig ist insbesondere, die Wett-
bewerbsfähigkeit der verschuldeten 
Länder wieder herzustellen und 
deren Schulden abzubauen. Mit der 
Einführung verbindlicher Schulden-
bremsen werden die betroffenen 
Länder in die Pflicht genommen, 
müssen eigene Wettbewerbs-
strategien entwickeln und gleich-
zeitig konsequent einsparen. Die 
Koalitionsfraktionen halten so an 
ihrer Strategie bei der schrittweisen 
Bewältigung der Staatsschulden-
krise fest und setzen weiterhin auf 
Haushaltskonsolidierung, Steige-
rung der Wettbewerbsfähigkeit und 
Stabilisierung der Finanzmärkte. 

Die gemeinsame 
Ra t i f i z i e r ung  von  
Fiskalvertrag und ESM 
stellt deshalb einen 

wichtigen Schritt bei der Bewäl-
tigung der Staatsschuldenkrise 
dar. Strengere Haushaltskontrolle 
und ein Sicherungsmechanismus 
gehören untrennbar zusammen 
und schaffen gemeinsam eine 
entscheidende Grundlage für eine 
echte Stabilitätsunion in Europa. 
Der Fiskalpakt und der ESM stellen 
für die CSU-Landesgruppe wich-
tige Maßnahmen bei der Bewälti-
gung der Staatsschuldenkrise dar. 
Wachstum auf Pump zulasten der 
deutschen Steuerzahler durch eine 
Vergemeinschaftung europäischer 
Schulden lehnen wir deshalb ge-
nauso vehement ab wie eine Tren-
nung von Fiskalvertrag und ESM.  

Kein Wachstum 
auf Pump

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Verkauf der GBW Woh-
nungen geht in die entschei-
dende Phase. Dabei gilt für 
mich: Soziale Absicherungs-
klauseln sind kein Ersatz für 
einen Eigentümer der öffent-
lichen Hand. Jeder Euro, 
der bei einem freihändigen Bieterverfahren 
von privaten Wohnungsbaugesellschaften 
mehr gezahlt werden muß, wird später als 
Mieterhöhung umgelegt.

1.	 Einzig und allein ein Verkauf an einen öf-
fentlichen Eigentümer wie die Kommunen 
oder auch ein Verbleiben im Staatseigen-
tum schützt die Mieter ausreichend. Diese 
Position vertrete ich seit Beginn der Ver-
kaufspläne der Bayerischen Landesbank.

2.	 Deshalb lehne ich jede Entscheidung 
ab, die GBW AG in einem freihändigen 
Bieterverfahren zu veräußern. Eine Lö-
sung wie in Baden-Württemberg kann die 
Mieter in der Hochpreis-Region München 
nur beunruhigen. 

3.	 Die Staatsregierung muß jedem unge-
rechten Verkaufs-Diktat aus Brüssel 
widerstehen, welches das höchste Miet-
niveau aller Zeiten in München unberück-
sichtigt lässt.

OB Ude darf nicht weiter Verkaufsgespräche 
verzögern. Der Stadtratsausschuss für 
Stadtplanung und Bauordnung der Landes-
hauptstadt München hat mit den Stimmen 
auch der SPD am 23.09.2009 beschlossen, 
dass die Bayerische Staatsregierung, die 
GBW Wohnungen an eine Gesellschaft der 
öffentlichen Hand verkaufen solle. Das 
heißt im Umkehrschluß, dass der Münchner 
Oberbürgermeister vom Stadtrat aufge-
fordert wurde, über einen Kauf durch die 
Stadt ernsthaft mit dem Ziel eines Kaufs zu 
verhandeln und nicht auf Zeit zu spielen!

Mit freundlichen Grüßen

Johannes Singhammer MdB
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Transplantationsgesetz

Neuregelung der Organspende 
In Deutschland warten derzeit rund 12.000 Menschen auf ein Spenderorgan - davon alleine rund 1.700 in 
Bayern. Um die Chance dieser Menschen auf ein möglicherweise lebensrettendes Organ zu verbessern, hat 
der Deutsche Bundestag in dieser Woche eine Änderung des Transplantationsgesetzes beschlossen. Eine 
sogenannte „Entscheidungslösung“ soll dazu beitragen, die Bereitschaft der Menschen zur Organspende zu 
erhöhen - ohne dabei die Entscheidungsfreiheit des Einzelnen einzuschränken. 

Fortsetzung deutscher Beteiligung
Der Bundestag hat in dieser Woche einem Antrag der Bundesregierung 
zugestimmt, mit dem die deutsche Beteiligung an der internationalen 
Sicherheitspräsenz im Kosovo unverändert fortgesetzt wird. Ziel des 
Einsatzes ist es, das sichere Umfeld aufrecht zu erhalten, die Bewe-
gungsfreiheit wieder herzustellen und die Lebensbedingungen vor Ort 
weiter zu verbessern.

Die Entscheidung über eine Or-
ganspende ist eine sehr persön-
liche Angelegenheit jedes einzelnen 
Bürgers. Niemand soll gezwungen 
werden, sich zu entscheiden und 
einen Spenderausweis auszufüllen. 
Die in dieser Woche vom Bundestag 
beschlossene Änderung des Trans-
plantationsgesetzes sieht deshalb 
Regelungen vor, mit denen jeder 
Mensch in die Lage versetzt wird, sich 
mit der Frage der eigenen Spenden-
bereitschaft ernsthaft zu befassen. 
Eine Studie der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung belegt, 
dass gut informierte Menschen einer 
Organspende grundsätzlich positiver 
gegenüber stehen und eher einen 
Organspendeausweis ausfüllen.

Mit den Neuregelungen soll des-
halb sichergestellt werden, dass die 
Menschen in unserem Land zukünf-
tig besser über die Organspende 
informiert werden. Vorgesehen ist, 
dass die Krankenkassen und -versi-
cherungen dazu verpflichtet werden, 
ihren Versicherten geeignetes Infor-
mationsmaterial zur Organspende 
zur Verfügung zu stellen. Auch im 
Zusammenhang mit der Ausgabe 
der elektronischen Gesundheitskarte 
oder mit der Beitragsmitteilung sollen 
Organspendeausweise zur Verfügung 
gestellt werden, auf denen man seine 
Entscheidung bezüglich der Organ-
spende dokumentieren kann. Zudem 
ist vorgesehen, dass jede Bürgerin 
und jeder Bürger in regelmäßigen 

Abständen ausdrücklich aufgefordert 
wird, freiwillig eine Entscheidung 
zur Organspende abzugeben. Auch 
Bund und Länder werden in die 
Pflicht genommen. So soll bei der 
Ausgabe von amtlichen Ausweisdo-
kumenten wie Pass, Personalausweis 
oder Führerschein, geeignetes Auf-
klärungsmaterial zur Organspende 
ausgehändigt und Organspendeaus-
weise zur Verfügung gestellt werden.  
Die CSU-Landesgruppe ist davon 
überzeugt, dass die Neuregelung 
dazu beiträgt, dass durch eine Or-
ganspende zukünftig noch mehr 
Patientinnen und Patienten das Leben 
gerettet, verlängert oder deren Le-
bensqualität entscheidend verbessert 
werden kann. 

Seit Beendigung des Kosovo-
Krieges im Jahr 1999 sind deutsche 
Streitkräfte im Rahmen der Kosovo-
Truppe im Kosovo im Einsatz. Unter 
der Leitung der Nato soll das multi-
nationale KFOR-Kontingent aus rund 
40 Staaten für ein sicheres Umfeld 
sorgen und die Übergangsverwal-
tungsmission der Vereinten Nationen 
im Kosovo unterstützen.  Deutschland 
ist derzeit mit 1.222 Soldaten an der 
internationalen Sicherheitspräsenz 
beteiligt und trägt in Führungsverant-
wortung zur militärischen Absiche-
rung der Friedensregelung für den 
Kosovo bei. Aufgrund der insgesamt 
positiven Entwicklung der Lage vor 
Ort und des Aufbaus selbsttragender 
Sicherheitsstrukturen konnte der Kräf-
teumfang des KFOR-Kontingents in 
der Vergangenheit bereits reduziert 
werden.

Die Lage im Kosovo ist grundsätz-
lich ruhig und stabil, allerdings bleibt 
das Eskalationspotential insbesondere 
im kosovo-serbisch dominierten Nor-
den Kosovos weiter hoch. Mehrere 
gewaltsame Ausschreitungen hatten 
im vergangenen Jahr dazu geführt, 
dass die im Kosovo präsenten Kräfte  
wieder verstärkt werden mussten. 
Deutsche Soldatinnen und Soldaten 
haben an der Stabilisierung der ge-
samten Region einen wesentlichen 
Anteil. Die Bundesregierung hat zur 
Aufrechterhaltung des sicheren Um-
feldes am 2. Mai beschlossen, die 
deutsche Beteiligung an der interna-
tionalen Sicherheitspräsenz mit un-
veränderter Zielrichtung fortzusetzen. 
Danach können für die Operation bis 
zu 1.850 Soldatinnen und Soldaten 
mit entsprechender Ausrüstung im 
Kosovo eingesetzt werden.   
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Traditioneller Maibockanstich

Hasselfeldt betont Vertrauensbasis der Koalition
Die Vorsitzende der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag, Gerda Hasselfeldt, hat beim Maibock-Anstich 
der Landesgruppe in dieser Woche die Vertrauensbasis der drei Koalitionspartner betont. Dass zum traditio-
nellen Anstich die gesamte Führungsspitze der beiden Koalitionspartner CDU und FDP gekommen sei, zeige 
„dass wir eine große Vertrauensbasis haben, die letztlich das Fundament der Koalition ist“. 

++++ Blick nach links ++++ Blick nach links  ++++ Blick nach links  ++++

Linke Seifenoper
DIE LINKE zerlegt sich seifenopern-
reif! Zuerst kündigt der Rote Prinz 
Dietmar Bartsch seine Kandidatur 
als Co-Parteichef an. Dann schmeißt 
Mutterfigur Gesine Lötzsch den 
Posten vorzeitig hin. Als nächstes 
steigt der Frischverliebte Oskar La-
fontaine von seinem Feldherrnhügel 
und erklärt huldvoll, er wolle dann 
mal, aber nur zu den und den Bedin-
gungen. Das wiederum erregt beim 
Übervater der Partei Gregor Gysi 
heftige Gegenreaktionen, woraufhin 
sich der Frischverliebte pikiert zu-
rückzieht. Insgesamt wollen viele auf 
den begehrten Thron, hier nur eine 
Auswahl: die Ultralinke und Lafo-
Geliebte Sahra Wagenknecht, die 
dunkelrotgefärbte Katja Kipping und 
die NRW-Wahlverliererin Katharina 
Schwabedissen. Das Ergebnis: Die 
„Einschaltquote“ sinkt, die LINKE ist 
bei den Wählern im freien Fall. Dafür 
indes gibt’s von uns Applaus!

Piraten-Patzer
Es gibt viele Gründe gegen eine 
gesetzliche Frauenquote, aber man 
muss sachlich darüber diskutieren 
können! Gerwald Claus-Brunner – 
eines der bekanntesten Gesichter 
der Piratenpartei, der Mann mit dem 
Kopftuch und der Latzhose – kann 
das anscheinend nicht. Wie der Berli-
ner Tagesspiegel berichtet, schrieb er 
jetzt im Kurznachrichtendienst Twitter: 
Frauen, die für eine Frauenquote 
seien, wollten auch nur einen Posten 
mit „Tittenbonus“. Zwar ruderte er 
auf der Website der Berliner Piraten-
Fraktion umgehend zurück, geißelte 
die eigene Wortwahl als „sexistisch“, 
die Aussage im Ganzen als „unpas-
send“. Aber gerade ein Internet-Freak 
müsste wissen: Das WWW vergisst 
nichts. Der Eindruck, hier sei einer 
seiner politischen Verantwortung 
und der sachlichen politischen Aus-
einandersetzung nicht gewachsen, 
verfestigt sich gründlich. 

Am vergangenen Montag hat die CSU-Landesgruppe 
zum traditionellen Maibock-Anstich in die Vertretung des 
Freistaats Bayern in Berlin eingeladen. Dieser Einladung   
folgte die gesamte Spitze 
der Berliner Koalition - allen 
voran der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Fraktion Volker 
Kauder und der Fraktions-
vorsitzende der FDP Rainer 
Brüderle mit den beiden Ge-
schäftsführern Peter Altmaier 
und Jörg van Essen. Neben 
den drei CSU-Bundesminis-
ter Ilse Aigner, Hans-Peter 
Friedrich und Peter Ramsau-
er kamen insgesamt rund 
40 christlich-soziale Bun-
destagsabgeordnete in die 
Bayerische Vertretung, um 
zusammen mit zahlreichen 
Hauptstadtjournalisten das 
9-prozentige Maibockbier zu 
probieren. 

Vor dem traditionellen Anstich des Maibockfasses 
betonte Gerda Hasselfeldt in ihrer Rede die Vertrau-
ensbasis aller drei Koalitionspartner. Die CSU sage sich 

selbst, der Schwesterpartei 
CDU und den Liberalen - aber 
auch dem politischen Geg-
ner - stets offen und ehrlich 
die Meinung, so Hasselfeldt. 
Anschließend schlug sie ge-
konnt den Zapfhahn in das 
Maibock-Fass und während 
die Bierkrüge gefüllt wur-
den stimmte die Blasmusik 
stimmte ihr Repertoire an. 
Höhepunkt des Abends war 
die Rede des Kabarettisten 
Wolfgang Krebs, der in sei-
nen Paraderollen als Horst 
Seehofer, als Christian Ude, 
als Günther Beckstein und 
als Edmund Stoiber die Mai-
bock-Gesellschaft zum Beben 
brachte.

Foto: Henning Schacht - berlinpressphoto

Die Koalitionsspitze beim traditionellen Maibock-Anstich der CSU-
Landesgruppe in Berlin. V.r.n.l: Geschäftsführer Peter Altmaier (CDU), 
Geschäftsführer Stefan Müller (CSU), Vorsitzende Gerda Hasselfeldt 
(CSU), Vorsitzender Volker Kauder (CDU), Vorsitzender Rainer Brüderle 
(FDP) und Geschäftsführer Jörg van Essen (FDP).

Skurriler Auftritt
Der griechische Super-Linke Alexis 
Tsipras, dessen linksradikales Bündnis 
Syriza nach der letzten Hellas-Wahl 
sämtliche Ansätze für eine Koaliti-
onsbildung in dem hochverschul-
deten Land zunichte gemacht hatte, 
war diese Woche auf kombinierter 
Droh- und Betteltour in Deutsch-
land. Sein Gastgeber: die LINKE. 
Seine Sekundanten: Klaus Ernst und 
Gregor Gysi. Seine Botschaft: wirres 
Rumgeschwafel! Dabei Eines ganz 
klar: Deutsches Geld ja bitte, deut-
sche Stabilitätskultur nein danke. Die 
Sparauflagen von Bundesregierung, 
EU und IWF – alles inakzeptabel. 
Angela Merkel wolle die „Zerstörung 
Europas“, die Situation erinnere an 
die 1930er Jahre, als anschließend 
die Nationalsozialisten an die Macht 
gekommen seien usw. Ginge es hier 
nicht um so viel Geld und so viele 
Schicksale, dann wäre dieser Auftritt 
nur Eines gewesen: skurril.
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Energiewende

Energieeffizienz verbessern
Die Energiewende wurde in dieser Woche um weitere entscheidende 
Schritte vorangebracht: das Bundeskabinett hat einen Gesetzentwurf zur 
Mietrechtsreform verabschiedet und der Bundestag hat die Änderung des 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes beschlossen. Beide Maßnahmen tragen 
entscheidend zur Verbesserung der Energieeffizienz bei.

Flughafeneröffnung

Konsequent aufklären
Die christlich-liberale Koalition um 
Verkehrsminister Ramsauer klärt 
die Umstände der verschobenen 
Eröffnung des neuen Berliner Flug-
hafens klar und transparent auf.

Rund 40 Prozent des deutschen 
Energieverbrauchs und 20 Prozent 
der CO2-Emmissionen entfallen auf 
den Gebäudebereich. Damit spielt der 
Gebäudebereich eine Schlüsselrolle 
für Energieeffizienz und Klimaschutz. 
Mit der in dieser Woche vom Kabinett 
verabschiedeten Mietrechtsnovelle 
soll die Nutzung des enormen Ef-
fizienzpotentials in diesem Bereich 
entscheidend verbessert werden. 
Das neue Gesetz schafft Anreize für 
Vermieter, vermieteten Wohnraum 
zu sanieren und verringert bürokra-
tische Barrieren. Zugleich profitieren 
Mieter von einer energetischen Mo-
dernisierungsmaßnahme, weil die 
Mietnebenkosten nach der Renovie-
rung sinken. Dabei bleibt die soziale 
Ausgewogenheit gewahrt, weil der 
Vermieter - wie bisher - nur maximal 
11 Prozent der Kosten einer Moder-
nisierung auf die Miete umlegen darf.

Auch mit der vom Bundestag in 
dieser Woche beschlossenen No-
velle des Kraft-Wärme-Kopplungs-
gesetzes wird die Energieeffizienz 
entscheidend vorangebracht. Die 
Förderung hocheffizienter Kraft-
Wärme-Kopplungsanlagen (KWK) 
ist ein zentrales Element der Ener-
giewende. KWK-Anlagen erreichen 
durch die Nutzung der bei der Stro-
merzeugung entstehenden Abwärme 
hohe Wirkungsgrade. Somit tragen 
sie zur Ressourcenschonung und 
zum Klimaschutz bei. KWK-Anlagen 
werden bereits jetzt durch Zuschläge 
auf den marktmäßigen Strompreis 
gefördert. Mit der in dieser Woche 
beschlossenen Novelle wird die För-
derung in diesem Bereich erheblich 
ausgeweitet. Ziel der Koalition ist es, 
bis 2020 einen KWK-Anteil an der 
Stromerzeugung von rund 25 Prozent 
zu erreichen. 

Der neue Hauptstadtflughafen 
Berlin-Brandenburg sollte eigentlich 
Anfang Juni eröffnen. Nicht einmal 
einen Monat vor der geplanten In-
betriebnahme wurde nun bekannt, 
dass der Großflughafen voraussicht-
lich erst rund acht Monate später in 
Betrieb gehen kann. Die christlich-
liberale Koalition setzt nun alles daran, 
den Schaden durch die verschobene 
Eröffnung so gering wie möglich zu 
halten und den Imageschaden für die 
Hauptstadt Berlin und den Standort 
Deutschland zu begrenzen. Hierfür 
hat Verkehrsminister Ramsauer in 
seinem Ministerium eine „SoKo 
BER“ eingerichtet. Vom Regierenden 
Bürgermeister Klaus Wowereit als 
verantwortlichem Aufsichtsratsvor-
sitzenden fordert die Koalition eine 
lückenlose Aufklärung der blamablen 
Verschiebung des Eröffnungstermins. 

++ kurz notiert ++ kurz  notiert ++ kurz notiert ++ kurz notiert ++ kurz notiert  ++

Bundeswehrreform	
 Die christlich-liberale Koalition setzt 
sich bei der Bundeswehrreform 
weiter für die Anliegen der Soldaten 
und der zivilen Beschäftigten der 
Bundeswehr ein. Die Bundeswehr soll 
nach Abschluss der Neuausrichtung 
über bis zu 185.0000 Soldatinnen 
und Soldaten sowie 55.000 Zivil-
beschäftigte verfügen. Mit einem 
Reformbegleitgesetz sollen hierfür 
die rechtlichen Voraussetzungen für 
eine schnelle, einsatzorientierte und 
sozialverträgliche Personalanpassung 
geschaffen werden. In dieser Woche 
hat der Verteidigungsausschuss 
Änderungen der Koalitionsfraktionen 
zu diesem Gesetz beschlossen. Da-
nach sollen den Berufssoldaten und 
zivilen Beschäftigten gezielte Anreize 
zur freiwilligen Beendigung ihres 
Dienstverhältnisses geboten wer-
den. Damit leistet die Koalition einen 
substantiellen Beitrag zum Gelingen 
der Neuausrichtung der Bundeswehr.

Betreuungsgeld
Der konsequente Einsatz der christ-
lich-sozialen Abgeordneten hat sich 
gelohnt: das Betreuungsgeld soll 
noch vor der Sommerpause verab-
schiedet werden. Die Einführung 
eines Betreuungsgeldes für diejeni-
gen Eltern, die die Erziehung ihrer 
Kinder selbst in die Hand nehmen 
wurde bereits in der vergangenen 
Wahlperiode gesetzlich festgeschrie-
ben und im Koalitionsvertrag erneut 
vereinbart. Im Juni soll das Betreu-
ungsgeld nun im Kabinett beschlos-
sen und noch vor der Sommerpause 
vom Deutschen Bundestag in zweiter 
und dritter Lesung  verabschiedet 
werden. Damit werden Eltern, die 
keinen Krippenplatz in Anspruch neh-
men, ab dem Jahr 2013 mit 100 Euro 
pro Monat, ab dem Jahr 2013 mit 
150 Euro monatlich bei der Betreu-
ung ihrer Kinder unterstützt. Dadurch 
wird eine echte Wahlfreiheit für junge 
Familien geschaffen.

Rechtsschutz
Der Rechtsschutz bei Bundestags-
wahlen wird verbessert - das hat 
der Bundestag in dieser Woche 
beschlossen. Mit dem Gesetz zur 
Verbesserung des Rechtsschutzes in 
Wahlsachen und der entsprechenden 
Änderung des Artikels 93 Grundge-
setz werden die Rechte der Parteien, 
aber auch des einzelnen Wählers 
und Wahlbewerbers gestärkt. Par-
teien, die vom Bundeswahlausschuss 
nicht zugelassen werden, können 
zukünftig das Bundesverfassungs-
gericht anrufen. Die Richter in Karls-
ruhe entscheiden dann noch vor der 
Bundestagswahl, ob eine Partei zur 
Abstimmung zugelassen wird oder 
nicht. Zudem werden zukünftig un-
abhängige Richter an den Sitzungen 
der Landeswahlausschüsse und des 
Bundeswahlausschusses vor der 
Wahl teilnehmen. Dadurch werden 
die Prüfungsverfahren noch transpa-
renter ablaufen. 


